
P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

3927

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 28. September 1990 241. Stück

609. Verordnung: Ausländerbeschäftigungsverordnung — AuslBVO
610. Verordnung: Ärztliche Untersuchung von Ausländern hinsichtlich der Infektionsfreiheit
611. Verordnung: Vergütung an Träger der Krankenversicherung für die Mitwirkung an der Einhebung

der Landarbeiterkammerumlage

6 0 9 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 19. September 1990
über Ausnahmen vom Geltungsbereich des
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (Ausländer-

beschäftigungsverordnung — AuslBVO)

Auf Grund des § 1 Abs. 4 des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes, BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1990 wird
verordnet:

§ 1. Vom Geltungsbereich des Ausländerbeschäf-
tigungsgesetzes sind ausgenommen:

1. das ausländische Personal des auf Grund eines
Übereinkommens zwischen den Vereinten
Nationen und der Österreichischen Bundesre-
gierung errichteten Europäischen Zentrums
für Ausbildung und Forschung auf dem Gebiet
der sozialen Wohlfahrt (BGBl. Nr. 31/1982)
hinsichtlich seiner wissenschaftlichen, pädago-
gischen, kulturellen und sozialen Tätigkeiten
im Rahmen dieses Zentrums;

2. das ausländische Personal des Internationalen
Institutes für angewandte Systemanalyse
(BGBl. Nr. 117/1973) hinsichtlich seiner wis-
senschaftlichen Tätigkeiten im Rahmen dieses
Institutes;

3. das ausländische Lehrpersonal hinsichtlich
seiner pädagogischen Tätigkeiten einschließ-
lich der Betreuung der Vorschulstufen ab dem
dritten Lebensjahr an der Internationalen
Schule in Wien;

4. die ausländischen Austauschlehrer und
Sprachassistenten hinsichtlich ihrer Tätigkei-
ten an Unterrichtsanstalten, sofern ihr Aus-
tausch im Rahmen zwischenstaatlicher Kul-
turabkommen erfolgt;

5. Ausländer hinsichtlich ihrer technischen Tä-
tigkeiten im Rahmen zwischenstaatlicher
Abkommen über den Luftverkehr;

6. ausländische Studenten oder Absolventen im
Rahmen eines auf Gegenseitigkeit beruhenden
Austauschprogrammes, sofern der Austausch

über Vereine, bei denen entweder eine
österreichische Hochschule Mitglied ist oder
welche in Zusammenarbeit mit einer österrei-
chischen Hochschule tätig sind, abgewickelt
wird.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1990
in Kraft.

Geppert

610. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 19. September 1990
über die ärztliche Untersuchung von Auslän-

dern hinsichtlich der Infektionsfreiheit

Auf Grund des § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 4
Abs. 3 Z 2 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 218/1975, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 450/1990 wird im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Gesundheit und
öffentlicher Dienst verordnet:

§ 1. Auf Grund einer ärztlichen Untersuchung ist
bei Staatsangehörigen der im § 4 aufgezählten
Staaten festzustellen, daß der Ausländer von aktiven
Formen der Tuberkulose frei ist. Über das Ergebnis
dieser Untersuchung ist ein ärztliches Zeugnis im
Sinne des § 4 Abs. 3 Z 2 des Ausländerbeschäfti-
gungsgesetzes auszustellen.

§ 2. Die ärztliche Untersuchung im Sinne des § 1
umfaßt eine Röntgenuntersuchung der Lunge. Bei
Schwangeren ist die ärztliche Untersuchung in einer
sonstigen geeigneten Weise (Tine-Test) durchzu-
führen.

§ 3. Das ärztliche Zeugnis über das Freisein von
aktiven Formen der Tuberkulose darf zum Zeit-
punkt der Vorlage beim Arbeitsamt vom Tag der
Ausstellung gerechnet nicht älter als einen Monat
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sein. Bei Unterbrechung des Aufenthaltes im
Bundesgebiet bis zu drei Monaten ist ein neuerliches
Zeugnis nicht erforderlich.

§ 4. Die ärztliche Untersuchung über das Freisein
von aktiven Formen der Tuberkulose im Sinne des
§ 1 ist bei Staatsangehörigen folgender Staaten
erforderlich:

1. Staatsangehörige der europäischen Staaten
Albanien, Bulgarien, Jugoslawien, Polen, Por-
tugal, Rumänien, Spanien, Türkei und Un-
garn,

2. Staatsangehörige aller nicht europäischen
Staaten mit Ausnahme der Vereinigten Staaten
von Amerika, Kanada, Australien und Neusee-
land.

§ 5. Die ärztliche Untersuchung über das Freisein
von aktiven Formen der Tuberkulose im Sinne des
§ 1 ist nicht erforderlich für

1. Ausländer mit einer beruflichen Tätigkeit, die
im allgemeinen durch die Kurzfristigkeit ihrer
Ausübung im Inland charakterisiert ist und
längstens acht Wochen dauert,

2. ausländische darstellende Künstler und Musi-
ker sowie Bühnen- und Filmausstatter,

3. Ausländer, die als Mitglieder des Organes
einer juristischen Person, das zur Vertretung
der juristischen Person berufen ist, oder als
leitende Angestellte tätig sind, sofern sie in
einem Beschäftigungsverhältnis gemäß § 2
Abs. 2 des Ausländerbeschäftigungsgesetzes
stehen,

4. Ausländer, die sich bereits nachweislich länger
als drei Monate im Bundesgebiet aufgehalten
haben.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1990
in Kraft.

Geppert

6 1 1 . Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales vom 25. September 1990
über die Vergütung an Träger der Krankenver-
sicherung für die Mitwirkung an der Einhebung

der Landarbeiterkammerumlage

Auf Grund des § 82 Abs. 2 des Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955,
und des § 23 des Beamten-Kranken- und Unfallver-
sicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/1967, wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

Zur Abgeltung der aus der Einhebung der
Landarbeiterkammerumlage erwachsenden Kosten
wird für die Träger der Krankenversicherung nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz und
dem Beamten-Kranken- und Unfallversicherungs-
gesetz eine Vergütung aus den nach den Landar-
beiterkammergesetzen eingehobenen Umlagebeträ-
gen festgesetzt. Die Vergütung beträgt ab dem
Beginn des Beitragszeitraumes Oktober 1990 2 vH.

Geppert


